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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 151/03
4 Sa 581/02 
Landesarbeitsgericht 
München

Verkündet am 
23. März 2004

Im Namen des Volkes!

Kaufhold, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

URTEIL

ln Sachen

Beklagter, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

Kläger, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhandlung 

vom 23. März 2004 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Reinecke, die Richter am Bundesarbeitsgericht Kremhelmer und Bepler sowie die 

ehrenamtlichen Richter Schoden und Ludwig für Recht erkannt:
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1. Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts München vom 13. Februar 2003 - 4 Sa 581/02 - 
wird zurückgewiesen.

2. Der Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten darum, ob der Beklagte für die Betriebsrentenansprüche 

des Klägers einstehen muss.

Der Kläger war bei der zum 1. Januar 1966 gegründeten B & O Bauunter­

nehmung oHG als Angestellter beschäftigt, deren Gesellschafter der Beklagte und Herr 

O waren. Im Jahre 1972 erhielt der Kläger Prokura. Im gleichen Jahr wurde ihm eine 

Versorgungszusage erteilt. Am 29. Mai 1984 wurde das Ausscheiden des Herrn O aus 

der Bauunternehmung in das Handelsregister eingetragen, die in der Folgezeit zu­

nächst als B & O Bauunternehmung, Inhaber J B, und dann ab 16. März 1989 als J B, 

Bauunternehmung, vom Beklagten allein weitergeführt wurde. Dieser zahlte an den 

Kläger ab dem 1. Mai 1993 die versprochene Betriebsrente, die sich zuletzt auf 

2.132,85 DM(= 1.090,51 Euro) monatlich belief.

Ab Juli 1994 - Eintragung ins Handelsregister am 14. Juli 1994 - wurden Bau­

unternehmung und Firma vom Sohn des Beklagten, Herrn H B, übernommen und wei­

tergeführt. Dieser zahlte die dem Kläger zustehende Betriebsrente weiter. Am 17. Mai 

1999 wurde die B Bauunternehmung KG gegründet, in welche die S GmbH als Kom­

manditistin eintrat. Dieses Unternehmen zahlte die Betriebsrente des Klägers zunächst 

bis Juni 2000 weiter, stellte dann aber die Zahlungen ein. Am 1. Oktober 2000 wurde 

das Insolvenzverfahren über das Vermögen der B Bauunternehmung KG eröffnet. Der 

Pensions-Sicherungs-Verein WaG, dem erstinstanzlich der Streit verkündet worden 

war, lehnte es ab, für den Betriebsrentenanspruch des Klägers einzutreten, weil die 

Schuldnerin, die KG, nie Arbeitgeberin des Klägers gewesen sei.
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Mit seiner am 10. September 2001 beim Arbeitsgericht eingegangenen Klage 

hat der Kläger vom Beklagten die Zahlung der rückständigen Betriebsrenten von Juli 

2000 bis August 2001 verlangt. Eine Begrenzung der Nachhaftung des Beklagten für 

seine Betriebsrentenansprüche scheide aus, weil nach Art. 37 Abs. 1 EGHGB die Alt­

fassung des § 26 Abs. 1 HGB anzuwenden sei, wenn auch mit einer auf ein Jahr ver­

kürzten Verjährungsfrist.

Der Kläger hat sinngemäß beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an ihn 31.992,75 DM zu zahlen 
nebst 5 % Zinsen über dem Basiszinssatz der Deutschen Bun­
desbank aus je 2.132,85 DM ab dem 1. August 2000 und dem 
jeweiligen 1. der Folgemonate bis zum 1. September 2001 ein­
schließlich.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Nach seiner Auffassung 

sind die Betriebsrentenansprüche im Wege des Betriebsübergangs letztlich auf die 

Schuldnerin übergegangen. Zumindest sei seine Enthaftung für Betriebsrentenansprü­

che anzunehmen, die länger als fünf Jahre nach Ausscheiden aus dem Unternehmen 

fällig geworden seien. Dies ergebe sich aus einer entsprechenden Anwendung der 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu vergleichbaren Fallgestaltungen. Hilfswei­

se hat der Beklagte in zweiter Instanz die Einrede der Verjährung erhoben.

Das Arbeitsgericht hat dem Klageantrag in vollem Umfang entsprochen. Das 

Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Beklagten im Wesentlichen zurückgewie­

sen. Im Hinblick auf die Verjährungseinrede des Beklagten hat es das angefochtene 

Urteil lediglich wegen der Betriebsrenten für die Monate Juli und August 2000 abgeän­

dert und insoweit die Klage abgewiesen. Mit seiner Revision verfolgt der Beklagte sei­

nen Klageabweisungsantrag weiter.

Entscheidungsgründe

Die Revision des Beklagten ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben den Be­

klagten zu Recht zur Zahlung der dem Kläger zustehenden Betriebsrente verurteilt. Der 

Betriebsrentenanspruch des Klägers ist gegenüber dem Beklagten entstanden. Dessen 

Zahlungspflicht ist in der Folgezeit nicht erloschen.
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I. Der Kläger hat einen Anspruch auf Leistung der betrieblichen Altersversor­

gung in der unstreitigen Höhe von 2.132,85 DM, also 1.090,51 Euro, monatlich gegen­

über dem Beklagten erworben.

1. Der Kläger hat im Jahre 1972 eine Versorgungszusage von der B & O Bau­

unternehmung oHG erhalten, seiner damaligen Arbeitgeberin, deren Gesellschafter 

auch der Beklagte war. Nach dem Ausscheiden des Herrn O war der Beklagte als Ein­

zelkaufmann alleiniger Inhaber des Arbeitgeberbetriebes des Klägers, der zumindest 

bis Anfang der neunziger Jahre dort beschäftigt blieb.

2. Demgemäß hat der Beklagte als einzelkaufmännisch tätiger letzter Arbeitge­

ber des Klägers, der die ursprüngliche Firma fortgeführt und den Kläger unter der Gel­

tung der Versorgungszusage weiterbeschäftigt hatte, nach dem Eintritt des Versor­

gungsfalles beim Kläger am 1. Mai 1993 die versprochene Betriebsrente zu zahlen.

II. Die Haftung des Beklagten hat nicht auf Grund des Übergangs seines Betrie­

bes auf seinen Sohn im Jahre 1994 nach § 613a Abs. 2 BGB geendet.

Die in dieser Vorschrift enthaltene Enthaftung des Betriebsveräußerers gilt 

nur, soweit der Betriebserwerber auf Grund des Betriebsübergangs nach § 613a Abs. 1 

BGB Verpflichtungen übernommen hat. Hieran fehlt es nach ständiger Rechtsprechung 

des Senats, von der abzuweichen kein Anlass besteht, bei solchen Personen, die zum 

Zeitpunkt des Betriebsübergangs nicht mehr in einem Arbeitsverhältnis zum Betriebs­

veräußerer standen, sondern bereits Ruheständler waren. Nach dem eindeutigen 

Wortlaut des § 613a Abs. 1 Satz 1 BGB tritt der Erwerber im Falle eines Betriebsüber­

gangs nur in die Rechte und Pflichten aus den im Zeitpunkt des Übergangs bestehen­

den Arbeitsverhältnissen ein, nicht auch in die Ruhestandsverhältnisse (24. März 1987 

- 3 AZR 384/85 - AP RGB § 26 Nr. 1 = EzA HGB § 25 Nr. 1, zu 12a der Gründe mwN; 

Blomeyer/Otto BetrAVG Anh. § 1 Rn. 316; Kemper/Kisters-Kölkes/Berenz/Bode/Pühler 

BetrAVG § 7 Rn. 72; ebenso BVerwG 13. Juli 1999 - 1 C 14.98 - ZIP 1999, 2067, 2068, 

zu I11 b aa der Gründe).

III. Der Beklagte ist auch nicht nach § 26 Abs. 1 HGB mit Wirkung ab dem 14. Juli 

1999 von seiner Versorgungsverbindlichkeit dem Kläger gegenüber frei geworden.

1. §26 HGB findet auf diese Verbindlichkeiten in der bis zum 25. März 1994

geltenden Fassung Anwendung. Bis dahin lautete § 26 Abs. 1 HGB:
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„Ist der Erwerber des Handelsgeschäfts auf Grund der Fortfüh­
rung der Firma oder auf Grund der in § 25 Abs. 3 bezeichneten 
Bekanntmachung für die früheren Geschäftsverbindlichkeiten 
haftbar, so verjähren die Ansprüche der Gläubiger gegen den 
früheren Inhaber mit dem Ablauf von fünf Jahren, falls nicht 
nach den allgemeinen Vorschriften die Verjährung schon früher 
eintritt.“

Dass diese Fassung und nicht die Fassung des § 26 Abs. 1 HGB gilt, die am 

26. März 1994 in Kraft getreten ist, ergibt sich aus Art. 37 Abs. 1 EGHGB, der den fol­

genden Wortlaut hat:

„Die §§ 26 und 28 Abs. 3 des Handelsgesetzbuches in der ab 
dem 26. März 1994 geltenden Fassung sind auf vor diesem 
Datum entstandene Verbindlichkeiten anzuwenden, wenn

1. nach dem 26. März 1994 der neue Inhaber oder die Gesell­
schaft eingetragen wird oder die Kundmachung der Übernahme 
stattfindet und

2. die Verbindlichkeiten nicht später als vier Jahre nach der 
Eintragung oder der Kundmachung fällig werden.

Auf später fällig werdende Verbindlichkeiten im Sinne des Sat­
zes 1 ist das bisher geltende Recht mit der Maßgabe anwend­
bar, daß die Verjährungsfrist ein Jahr beträgt.“

Hieraus folgt, dass nur für die einzelnen monatlichen Betriebsrentenansprü­

che, die in dem Zeitraum von vier Jahren nach der Eintragung der Firmennachfolge am 

14. Juli 1994, also bis zum 14. Juli 1998, fällig geworden sind, und um die es vorlie­

gend nicht geht, § 26 HGB in der Neufassung Anwendung findet. Die Haftung für die 

Ansprüche auf die monatlichen Betriebsrenten, die nach dem 14. Juli 1998 fällig ge­

worden sind, und damit auch für die streitbefangenen Ansprüche, richtet sich nach der 

Altregelung mit der Maßgabe, dass diese Ansprüche innerhalb eines Jahres ab Fällig­

keit verjähren.

2. Für die hiernach nicht verjährten Betriebsrentenansprüche des Klägers aus 

der Zeit ab dem 1. September 2000, die allein noch Gegenstand des Rechtsstreits in 

der Revisionsinstanz sind, ist die Haftung des Beklagten nach § 26 HGB aF nicht erlo­

schen.

a) In seinem vom Landesarbeitsgericht zu Recht herangezogenen Urteil vom 

24. März 1987 (- 3 AZR 384/85 - AP HGB § 26 Nr. 1 = EzA HGB § 25 Nr. 1; ebenso 

BAG 29. Januar 1991 - 3 AZR 593/89 - SAGE 67, 105; 24. März 1998 - 9 AZR 57/97 -
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BAGE 88, 229) hat der Senat darauf erkannt, die abgekürzte Verjährungsfrist des § 26 

HGB aF zugunsten des früheren Firmeninhabers lasse sich nicht im Sinne einer allge­

meinen Haftungsbeschränkung verstehen. Die entsprechende Rechtsprechung des 

Bundesgerichtshofs zu § 159 HGB über die beschränkte Nachhaftung ausscheidender 

Gesellschafter sei auf Fälle der Firmenfortführung nicht übertragbar.

Der Bundesgerichtshof hatte die rechtsfortbildende Anwendung des § 159 

HGB aF im Sinne eines Anspruchsausschlusses zugunsten ausgeschiedener Perso­

nengesellschafter damit begründet, dieser könne nach seinem Ausscheiden keinen 

Einfluss mehr auf die Gesellschaft ausüben. Dem habe der Gesetzgeber mit der Ver­

jährungsregelung in § 159 HGB Rechnung tragen wollen, dabei aber die Problematik 

der Forderung aus Dauerschuldverhältnissen nicht gesehen. Es könne deshalb nach 

§ 159 Abs. 3 HGB zu einer vom Gesetzgeber nicht gewollten Endloshaftung ausge­

schiedener Gesellschafter kommen. Die Interessen der Gläubiger seien demgegen­

über weniger gewichtig. Diejenigen Arbeitnehmer, die beim Ausscheiden des Gesell­

schafters bereits Betriebsrentner gewesen seien, hätten zwar ihre Gegenleistung für 

die Betriebsrente schon voll erbracht; die Haftungsbefreiung des Gesellschafters könne 

aber hingenommen werden, weil die Rentner durch den gesetzlichen Insolvenzschutz 

hinreichend gesichert seien. Deshalb hafte der ehemalige Gesellschafter für solche 

Ansprüche aus Dauerschuldverhältnissen der Gesellschaft nicht, die erst nach fünf 

Jahren fällig würden, nachdem sein Ausscheiden aus der Gesellschaft im Handelsre­

gister eingetragen worden sei ( 19. Mai 1983 - IIZR 50/82- BGHZ 87, 286; entspre­

chend auch 19. Mai 1983 - II ZR 49/82 - AP HGB § 128 Nr. 6 und 19. Mai 1983 - II ZR 

207/81 - AP HGB § 128 Nr. 7 mit gemeinsamer abl. Anm. von Dieter Reuter).

Der Senat hat demgegenüber in seinem Urteil vom 24. März 1987 ausgeführt, 

dem Bundesgerichtshof sei zwar beizutreten, soweit es sich um bei Ausscheiden eines 

Gesellschafters mit der Gesellschaft fortbestehende Arbeitsverhältnisse handele. Die 

Erwägungen des Bundesgerichtshofs ließen sich aber auf den Fall des Betriebsüber­

gangs mit Firmenfortführung nicht übertragen. In der Regelung des § 26 HGB lasse 

sich anders als im Falle des Ausscheidens eines Gesellschafters keine Lücke im Sinne 

der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs erkennen. Grund für die Haftung des 

Firmenerwerbers nach § 25 HGB sei der Gedanke der Rechtsscheinshaftung für schon 

vorher begründete Ansprüche. Darauf beziehe sich die Verjährungsvorschrift des § 26 

HGB zugunsten des ursprünglichen Firmeninhabers und Schuldners. Das Gesetz 

sanktioniere das Untätigbleiben eines Gläubigers, der es fünf Jahre lang unterlasse, 

seine fälligen Ansprüche gegen den Firmenveräußerer geltend zu machen. Bei laufen-
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den Betriebsrenten könne davon vor Fälligkeit der einzelnen Raten keine Rede sein. 

Wolle man auch hier einen Haftungsausschluss bei Dauerschuldverhältnissen ohne 

Rücksicht auf die Fälligkeit der laufenden Ansprüche annehmen, werde der Firmenver­

äußerer nach fünf Jahren von einer auf Dauer eingegangenen Verpflichtung frei, ohne 

dass dafür ein sachlicher Grund bestehe. Die Gegenauffassung, § 26 HGB habe das­

selbe Ziel wie § 159 HGB und habe dieses Ziel für Dauerschuldverhältnisse ebenso 

wie dort verfehlt, sei nicht tragfähig. Im Rahmen des § 159 HGB sei die Enthaftung des 

ausgeschiedenen Gesellschafters hinnehmbar, weil die Betriebsrentner durch den ge­

setzlichen Insolvenzschutz hinreichend gesichert seien. Dies gelte im Falle einer Fir­

menfortführung nach Eintritt des Versorgungsfalles nicht. Damit wäre § 26 HGB aF, 

wendete man ihn so wie der Bundesgerichtshof § 159 HGB aF an, nur in dem Sinne 

verwertbar, dass man entweder den Firmenübernehmer als Arbeitgeber im Sinne des 

Insolvenzschutzes behandelte oder die Betriebsrentner nach Ablauf der Fünfjahresfrist 

ohne Insolvenzschutz lasse. Beide weitreichenden Rechtsfolgen seien dem als Verjäh­

rungsvorschrift konzipierten § 26 HGB aF nicht zu entnehmen.

b) Der Senat sieht keine Veranlassung, diese Rechtsprechung zu § 26 HGB aF 

aufzugeben. Vielmehr lässt sich Art. 37 Abs. 1 EGHGB, wie auch das Landesarbeits­

gericht zutreffend erkannt hat, sogar eine Bestätigung der Senatsrechtsprechung durch 

den Gesetzgeber entnehmen: Hätte der Gesetzgeber die Rechtsprechung des Bun­

desgerichtshofs zum Anspruchsausschluss durch Zeitablauf im Rahmen des § 26 HGB 

aF umfassend zum Tragen bringen wollen, hätte es nahe gelegen, für die in Art. 37 

Abs. 1 EGHGB genannten Verbindlichkeiten insgesamt die Geltung des neuen Rechts 

anzuordnen. In diesem Falle wäre nach § 26 Abs. 1 Satz 1 HGB nF der frühere Fir­

meninhaber von Verbindlichkeiten frei geworden, die nach Ablauf von fünf Jahren nach 

Übertragung der Firma fällig werden. Diese Rechtsfolge hatte der Bundesgerichtshof 

der Altfassung des § 159 HGB entnommen für den Fall des Ausscheidens eines Per­

sonengesellschafters. Bei einer Übertragung dieses Rechtsgedankens auf § 26 HGB 

aF hätte man in der Sache den Regelungsgehalt des § 26 HGB nF. Eine solche 

Rechtsfolge hat der Gesetzgeber mit Art. 37 Abs. 1 EGHGB aber gerade nicht ange­

ordnet, sondern lediglich die Verjährungsfrist auf den besonders kurzen Zeitraum von 

einem Jahr verkürzt. Es ist davon auszugehen, dass der Gesetzgeber die vorangegan­

gene Auseinandersetzung in der Rechtsprechung zu §26 und §159 HGB aF zur 

Kenntnis und zum Anlass für die neue Enthaftungsregelung genommen hat.
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c) Der vorliegende Rechtsstreit bietet keine Veranlassung, der Frage weiter 

nachzugehen, ob nach der Neuregelung des § 26 HGB, der zufolge fünf Jahre nach 

Eintragung der Firmennachfolge ausschließlich der Firmenübernehmer für Versor­

gungsverbindlichkeiten haftet, selbst wenn er nie Arbeitgeber des Versorgungsgläubi­

gers war, § 7 BetrAVG dahin modifiziert werden muss, dass der Firmenübernehmer 

nach der Enthaftung des Firmenveräußerers als Arbeitgeber im Sinne des Insolvenz­

schutzes anzusehen ist.

d) Entgegen der Auffassung des Beklagten kommt eine Anrufung des Gemein­

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes nicht in Betracht. Es ist keine 

einschlägige Entscheidung des Bundesgerichtshofs zu § 26 HGB aF ergangen, die 

dessen Rechtsprechung zu § 159 HGB aF auf den Fall der Firmennachfolge überträgt. 

Im Hinblick auf die Besonderheiten der Insolvenzsicherung, die für die Senatsrecht­

sprechung von besonderer Bedeutung sind, gibt es auch keine zwingenden Gründe für 

eine solche Übertragung.

IV. Der Beklagte behauptet nicht einmal, dass er unter Einbeziehung des Klägers 

mit seinem Sohn als Firmennachfolger eine privative Schuldübernahme vereinbart hat, 

die zu seiner Enthaftung hätte führen können.

V. Da der Beklagte nach alledem weiterhin für die ihm gegenüber begründeten 

betrieblichen Versorgungsansprüche des Klägers haftet, haben die Vorinstanzen des­

sen Klage zu Recht entsprochen.

Reinecke Kremhelmer Bepler

Schoden V. Ludwig
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